
SCHLUSSANTRÄGE DER FRAU ROZÈS — RECHTSSACHE 345/82 

SCHLUSSANTRÄGE DES GENERALANWALTS SIMONE ROZÈS 
VOM 24. NOVEMBER 1983 1 

Herr Präsident, 
meine Herren Richter! 

Das Verwaltungsgericht Frankfurt hat 
Ihnen eine Frage nach der Gültigkeit des 
Artikels 1 der Verordnung Nr. 3429/80 
der Kommission vom 29. Dezember 1980 
zum Erlaß der bei der Einfuhr 
von Champignonkonserven anwendbaren 
Schutzmaßnahmen 2 zur Vorabentschei­
dung vorgelegt. Wegen der Neuartigkeit 
des Schutzmechanismus, der sich aus 
dieser Vorschrift ergibt, erscheint es mir 
zweckmäßig, zunächst die in der vor­
liegenden Rechtssache einschlägigen 
Rechtsvorschriften, dann die Umstände, 
die den Anlaß für den bei dem deutschen 
Gericht anhängigen Rechtsstreit abgege­
ben haben und die im übrigen keine 
schwierigen Fragen aufwerfen, und 
schließlich an letzter Stelle die für die 
Ungültigkeit vorgebrachten Gründe zu 
behandeln. 

I — Die in Frage stehenden 
Rechtsvorschriften 

Wenn Ihnen die Grundregelung in dem 
betroffenen Bereich auch nicht unbe­
kannt ist 3, so erscheint es mir doch not­
wendig, deren Wirkungsweise erneut 
aufzuzeigen, um die jeweiligen Zustän­
digkeiten des Rates und der Kommission 
auf diesem Gebiet genau bestimmen zu 
können. Wir werden uns daher zum 
einen die Grundverordnungen und zum 
anderen den von der Kommission ge­
schaffenen Mechanismus ansehen. 

1. Die Grundverordnungen 

1.1. Die gemeinsame Marktorganisa­
tion für Verarbeitungserzeugnisse aus 
Obst und Gemüse ist in der Verordnung 
Nr. 516/77 des Rates vom 14. März 
1977 4 geregelt. Sie gilt unter anderem 
für Champignonkonserven 5, deren Ein­
fuhr der Einfuhrlizenzregelung unter­
worfen ist 6. 
Die Verordnung des Rates führt einen 
gemeinschaftlichen Preis- und Abschöp­
fungsmechanismus ein, dessen Ziel die 
Stabilisierung des Marktes in der Ge­
meinschaft ist: Bei Versagen dieser Or­
ganisation „unter außergewöhnlichen 
Umständen" muß die Gemeinschaft 
„rasch die erforderlichen Vorkehrun­
gen . . . treffen" können 7. Über diesen 
Vorbehalt geben die folgenden Vor­
schriften Aufschluß: 

a) Artikel 13 Absatz 2 bestimmt: „Vor­
behaltlich anderslautender Bestimmun­
gen dieser Verordnung oder vorbehalt­
lich einer vom Rat . . . beschlossenen 
Ausnahme ist im Handel mit Dritt­
ländern folgendes untersagt: 
— die Erhebung von Abgaben gleicher 

Wirkung; 
— die Anwendung von mengenmäßigen 

Beschränkungen oder Maßnahmen 
gleicher Wirkung." 

b) Artikel 14 Absatz 1 sieht vor: „Wird 
der Markt in der Gemeinschaft für eines 
oder mehrere . . . Erzeugnisse aufgrund 
von Einfuhren oder Ausfuhren ernstli­
chen Störungen ausgesetzt oder von 

1 — Aus dem Französischen übersetzt. 
2 — ABl. L 358 vom 31. 12. 1980, S. 66. 

3 — Urteil vom 15. 7. 1982, Rechtssache 245/81, Edeka, 
Slg. S. 2745. 

4 — ABl. L 73 vom 21. 3. 1977, S. 1. 
5 — Artikel 1 und Anhang IV: Tarifstelle 20.02 A. 
6 — Artikel 10 Absatz 1 und Anhang IV. 
7 — Zwölfte Begründungserwägung der Verordnung Nr. 

516/77. 
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ernstlichen Störungen bedroht, die die 
Ziele des Artikels 39 des Vertrages ge­
fährden, so können im Handel mit 
dritten Ländern geeignete Maßnahmen 
angewandt werden, bis die tatsächliche 
oder die drohende Störung behoben 
ist.". Es ist Sache des Rates, die Durch­
führungsbestimmungen zu diesem Absatz 
festzulegen, „tritt" jedoch „die in Absatz 
1 erwähnte Lage ein, so beschließt die 
Kommission . . . die erforderlichen Maß­
nahmen" 1. 

1.2. Die Durchführungsbestimmungen 
sind dementsprechend in der Verord­
nung Nr. 521/77 des Rates vom 14. 
März 1977 2 festgelegt, die die Voraus­
setzungen für den Erlaß von Schutzmaß­
nahmen sowie die Art der in Betracht 
kommenden Maßnahmen regelt. Bei Er­
zeugnissen, für die die Einfuhrlizenzre­
gelung gilt, sind nach Artikel 2 zwei Ar­
ten von Schutzmaßnahmen möglich: 

a) Maßnahmen, die sich auf die Ertei­
lung der Einfuhrlizenzen beziehen: 

— „die gänzliche oder teilweise Ein­
stellung der Lizenzerteilung, mit 
der die Unzulässigkeit neuer An­
träge verbunden ist, 

— die vollständige oder teilweise Ab­
lehnung der vorliegenden Anträge 
auf Lizenzerteilung" 3; 

b) Maßnahmen, die sich speziell auf die 
Preise beziehen: 

„ein System von Mindestpreisen, bei 
deren Unterschreitung die Einfuhren 
davon abhängig gemacht werden 
können, daß sie zu einem Preis getä­
tigt werden, der mindestens dem für 
das betreffende Erzeugnis festgesetz­
ten Mindestpreis gleich ist" 4. 

Seit dem Inkrafttreten dieser Verord­
nung hat die Kommission ständig auf die 
durch die Grundverordnungen geschaf­
fene Schutzklausel zurückgegriffen und 
eine Reihe von Verordnungen erlassen, 
durch die die Erteilung von Einfuhr­
lizenzen eingeschränkt oder ausgesetzt 
wurde. Die Verordnung Nr. 3429/80 
markiert dagegen eine bemerkenswerte 
Änderung der von der Kommission in 
diesem Bereich verfolgten Politik. 

2. Der von der Kommission geschaffene 
Mechanismus 

Er knüpft an zwei Vorschriften an: 

a) an Artikel 2 der Verordnung Nr. 
3429/80, der folgendes vorsieht: 

— die Festsetzung einer Höchstquote 
für Einfuhren, bei denen Anträgen 
auf Ausstellung von Einfuhrlizen­
zen stattgegeben wird; dieses 
Kontigent beträgt „26 % der 
Mengen . . ., für die in den ersten 
elf Monaten von 1980 . . . Ein­
fuhrlizenzen ausgestellt worden 
sind" 5, 

— die Aufteilung der auf diese Weise 
berechneten Quoten auf die wich­
tigsten Lieferdrittländer 6; 

b) an Artikel 1, nach dem auf die Ein­
fuhr von Champignonkonserven über 
die auf diese Weise festgelegten Kon­
tingente hinaus während des ersten 
Quartals 1981 „ein Zusatzbetrag in 
Höhe von 175 ECU je 100 kg netto 
erhoben" wird. 

In späteren Verordnungen der Kommis­
sion ist dieser Mechanismus für das 
zweite und das dritte Quartal 1981 wie-

1 — Artikel 14 Absatz 2 der Verordnung Nr. 516/77. 

2 — ABl. L 73 vom 21. 3. 1977, S. 28. 
3 — Artikel 2 Absatz 1 Buchstabe a der Verordnung Nr. 

521/77. 
4 — Artikel 2 Absatz 1 Buchstabe c der Verordnung Nr. 

521/77. 

5 — Artikel 2 Absatz 1 der Verordnung Nr. 3429/80. 

6 — Artikel 2 Absatz 2 der Verordnung Nr. 3429/80. 
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der angewandt worden 1; der Rat selbst 
ist durch den Erlaß der Verordnung Nr. 
1796/81 vom 30. Juni 1981 2, die vom 
1. Oktober 1981 an galt 3, tätig gewor­
den, um eine entsprechende Regelung zu 
erlassen, in der die Höhe des Zusatzbe­
trags jedoch auf 160 ECU gesenkt wor­
den ist. 

Dies ist der rechtliche Rahmen der vor­
liegenden Rechtssache, deren Sachver­
halt ich nun darstellen werde. 

II — Der Sachverha l t der vo r l i e ­
genden Rech t s sache 

Die Firma Wünsche ist ein auf den Im­
porthandel spezialisiertes Unternehmen, 
das neben anderen Erzeugnissen Cham­
pignonkonserven aus Drittländern ver­
treibt. Nachdem sie die Mengen, die ihr 
auf der Grundlage der Schutzmaßnah­
men zustanden, ausgeschöpft hatte, be­
antragte sie am 23. Februar 1981 beim 
Bundesamt für Ernährung und Forstwirt­
schaft in Frankfurt eine Einfuhrlizenz 
„ohne der Vermerk eines Zusatzbetrags 
von 175 ECU" für 3 500 t Champignon­
konserven aus der Volksrepublik China. 
Gegen die Erhebung des Zusatzbetrags 
durch das Bundesamt erhob die Firma 
"Wünsche Klage am Verwaltungsgericht 
Frankfurt. Aus dem Vorlagebeschluß läßt 
sich entnehmen, daß gegen die Gültig­
keit der Verordnung hauptsächlich zwei 
Gründe angeführt werden : 
— Zum einen hätten die durch die 

Grundverordnungen aufgestellten 
Voraussetzungen für den Erlaß von 
Schutzmaßnahmen 4 zu dem Zeit­
punkt, zu dem die Kommission die 
streitige Verordnung erlassen habe, 
nicht vorgelegen; 

— zum anderen sei die Kommission un­
abhängig davon, ob ihre seinerzeitige 
Beurteilung der Marktlage rechtmä­
ßig gewesen sei, durch die Verord­
nungen des Rates nicht zum Erlaß 
einer Schutzmaßnahme der hier in 
Frage stehenden Art ermächtigt ge­
wesen. 

I I I — Die für die U n g ü l t i g k e i t 
de r V e r o r d n u n g v o r g e ­
b r a c h t e n G r ü n d e 

Des Zusammenhangs wegen sind die bei­
den oben dargestellten Rügen, die gegen 
die Gültigkeit der Verordnung vor­
gebracht werden, neu zu ordnen. Ich 
werde zunächst prüfen, ob die Kommis­
sion im Rahmen der durch die Verord­
nung des Rates vorgenommenen Delega­
tion dafür zuständig war, den neuen 
Schutzmechanismus in der Form, wie er 
in der streitigen Verordnung vorgesehen 
ist, einzuführen (1.): Von der Antwort 
auf diese Rechtsfrage, die das Wesen der 
eingeführten Schutzmaßnahme selbst be­
trifft, ist die Zuständigkeit der Kommis­
sion abhängig. An zweiter Stelle werde 
ich die Tatfrage nach der Notwendigkeit 
der erlassenen Maßnahme untersuchen 
und dabei prüfen, ob die wirtschaftlichen 
Voraussetzungen, unter denen die Ein­
führung der Schutzmaßnahmen zulässig 
ist, von der Kommission nicht in einer 
offensichtlich fehlerhaften Art und Weise 
bewertet worden sind (2.). 

1. Hat die Kommission bei Erlaß der 
streitigen Maßnahme den Rahmen der 
ihr durch den Rat eingeräumten Ermäch­
tigung überschritten? (Fehlen der Er­
mächtigungsgrundlage) . 

Die Vorlagefrage des deutschen Gerichts 
bezieht sich nur auf die Ungültigkeit des 
Artikels 1 der Verordnung der Kommis­
sion. Die beiden Elemente, die den 
Schutzmechanismus darstellen, bilden je-

1 — Verordnung Nr. 796/81 vom 27. März 1981, ABl. L 82 
vom 28. 3. 1981, S. 8, und Verordnung Nr. 1755/81 
vom 30. Juni 1981, ABI. L 175 vom 1. 7. 1981, S. 23. 

2 — ABl. L 183 vom 4. 7. 1981, S. 1. 
3 — Artikel 7 der Verordnung. 
4 — Artikel 14 der Verordnung Nr. 516/77 und Artikel 1 

der Verordnung Nr. 521/77. 
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doch — wie die Kommission in der 
mündlichen Verhandlung vorgetragen 
hat — eine Gesamtheit, die aus einem 
System von Quartalsquoten besteht, de­
ren Überschreitung die Erhebung eines 
pauschalierten Zusatzbetrags auslöst. 

Aus welchen Gesichtspunkten könnte 
sich die mangelnde Zuständigkeit der 
Kommission ergeben? Es handelt sich in 
diesem Stadium meiner Schlußanträge 
noch nicht darum, zu prüfen, ob die 
Kommission die durch die Grundverord­
nungen aufgestellten Voraussetzungen 
für den Erlaß einer Schutzmaßnahme 
ordnungsgemäß angewendet hat. Ich 
möchte vielmehr in diesem ersten Teil 
nicht die Rechtmäßigkeit der Ausübung 
der Befugnisse, sondern das Vorliegen 
der Zuständigkeit der Kommission zur 
Einführung einer Schutzmaßnahme der 
streitigen Art selbst prüfen. 

1.1. Folgt man dabei der Argumenta­
tion der Klägerin im Ausgangsverfahren 
und der Kommission, so kann man zu­
nächst die Auffassung vertreten, daß der 
Rat eine Zuständigkeit hat, die ein Tätig­
werden der Kommission ausschließt, 
wenn er eine neue Schutzmaßnahme ein­
führt; man kann aber auch der Meinung 
sein, daß die Kommission über eine ge­
wisse Befugnis zur Anpassung von Maß­
nahmen in bezug auf die Grundverord­
nungen verfügt. 

1.1.1. Nach Auffassung der Firma Wün­
sche ist es ausschließlich Sache des Rates, 
über die Art und den Inhalt der zu er­
greifenden Schutzmaßnahme zu ent­
scheiden; die Kommission habe keine 
andere Freiheit als die Befugnis, unter 
den durch die Grundverordnung festge­
legten Maßnahmen die am besten geeig­
nete auszuwählen. Für ihre Argumenta­
tion führt die Firma Wünsche im wesent­
lichen zwei Gründe an: 

— Der hier in Artikel 2 Absatz 1 der 
Verordnung Nr. 521/77 des Rates fest­

gelegte Katalog der möglichen Schutz­
maßnahmen sei abschließend, wie der 
Gerichtshof in den Rechtssachen Dür-
beck 1 und Edeka 2 anerkannt habe. 

— Nach Artikel 13 Absatz 2 der Ver­
ordnung Nr. 516777 des Rates stehe die­
sem und diesem allein die Befugnis zu, 
eine Ausnahme von dem Verbot der Ein­
führung von Abgaben gleicher Wirkung 
im Handel mit Drittländern zu machen: 
Die Firma Wünsche stellt den in Frage 
stehenden Zusatzbetrag einer solchen 
Abgabe gleich und hebt hervor, daß die 
Verordnung Nr. 516/77 ausdrücklich 
keine Ausnahme für Champignonkonser­
ven vorsehe und daß sich die einzige 
Ausnahmeregelung für diese gerade aus 
einer Verordnung des Rates ergebe, in 
der der wesentliche Teil der Vorschriften 
der Kommission wiederholt werde 3. 

1.1.2. Nach Meinung der Kommission ist 
der in Artikel 2 Absatz 1 der Verord­
nung Nr. 521/77 festgelegte Katalog 
nicht abschließend; die Grundverordnun­
gen ließen der Kommission eine gewisse 
Befugnis zur Anpassung bei der Ein­
führung von angemessenen Schutzmaß­
nahmen: 

— Wie der Gerichtshof im Edeka-Urteil 
festgestellt habe, bestimmten die Verord­
nungen Nr. 516/77 und 521/77, „daß 
die Schutzmaßnahmen sich auf das un­
bedingt Notwendige beschränken müs­
sen" 4; die Kommission sei folglich zur 
Einführung von nicht ausdrücklich in Ar­
tikel 2 Absatz 1 genannten Schutzmaß­
nahmen unter der Voraussetzung zustän­
dig, daß diese weniger einschneidend 

1 — Urteil vom 5. 5. 1981, Rechtssache 112/80, Slg. 
S. 1905. 

2 — Rechtssache 245/81, Slg. 1982, 2745. 

3 — Verordnung Nr. 1796/81, a. a. O. 

4 — Urteil vom 15. 7. 1982, Randnummer 22, Slg. S. 2757. 
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seien als die letztgenannten 1. Die Ein­
führung eines Zusatzbetrags sei aber we­
niger einschneidend als ein vollständiger 
oder teilweiser Einfuhrstopp. Sie biete 
nämlich den doppelten Vorteil, die her­
kömmlichen Handelsströme zu erhalten 
und den Ausgang der Verhandlungen 
mit den Drittländern über die Fortset­
zung der Selbstbeschränkungsabkommen 
nicht zu gefährden. 

— Artikel 13 Absatz 2 der Verordnung 
Nr. 516/77 schließe die Zuständigkeit 
der Kommission nicht aus: Diese Vor­
schrift gelte „vorbehaltlich anderslauten­
der Bestimmungen dieser Verordnung"; 
dies sei eine Verweisung auf Artikel 14, 
der der Kommission die Zuständigkeit 
zum Erlaß der erforderlichen Maßnah­
men zuerkenne. 

1.2. Gewiß haben Sie in Ihrer ständigen 
Rechtsprechung der Kommission ein Er­
messen bei der Ausübung der ihr durch 
den Rat delegierten Zuständigkeiten 
zuerkannt, wenn es sich wie im vorlie­
genden Fall um dringende Maßnahmen 
handelt, die auf die Analyse einer kom­
plexen Wirtschaftslage gestützt sind 2. 
Wie Generalanwalt Mayras in seinen 
Schlußanträgen in der Rechtssache 
23/75 zu Recht hervorgehoben hat, muß 
dieses weite Ermessen „in den Grenzen 
der vom Rat aufgestellten Grundsätze" 
ausgeübt werden, und es kann der Kom­
mission in keinem Fall die Möglichkeit 
geben, „sich . . . Befugnisse [anzuma­
ßen], die ihr der Rat nicht ausdrücklich 

übertragen hat" 3. Meiner Ansicht nach 
behalten im vorliegenden Fall sowohl Ar­
tikel 2 Absatz 1 der Verordnung Nr. 
521/77 als auch Artikel 13 Absatz 2 der 
Verordnung Nr. 516/77 ausschließlich 
dem Rat die Zuständigkeit zur Einfüh­
rung einer neuen Schutzmaßnahme vor. 

1.2.1. Die Typologie der möglichen 
Schutzmaßnahmen ergibt sich aus Artikel 
2 Absatz 1 der Verordnung Nr. 521/77, 
der die Maßnahmen bestimmt, die von 
der Kommission beschlossen werden 
können. Dieser Katalog der in Betracht 
kommenden Maßnahmen dient also im 
vorliegenden Fall als Bezugspunkt: Die 
Einführung eines Zusatzbetrags, der bei 
jeder Überschreitung der vorab festgeleg­
ten Quoten anfällt, ist dort als solche 
nicht aufgeführt. Der Gerichtshof hat 
wgtjedoch der Kommission ein gewisses 
Ermessen zuerkannt: 

— In dem oben genannten Urteil in 
der Rechtssache Dürbeck haben Sie 
die Kommission als zuständig für 
das Aushandeln von Selbstbeschrän­
kungsabkommen mit bestimmten 
Drittländern angesehen; in dieser 
Rechtssache ging es aber nicht um 
eine neue Schutzmaßnahme, sondern 
vielmehr darum, neue Schutzmaß­
nahmen dadurch zu verhindern, daß 
die Interessen der Ausfuhrländer und 
das Erfordernis der Stabilität des be­
troffenen Marktes der Gemeinschaft 
in Einklang gebracht wurden; 

— dagegen haben Sie im Einklang mit 
den Schlußanträgen des General­
anwalts Roemer im Urteil in der 
Rechtssache International Fruit Com­
pany 4 die Rechtmäßigkeit der Ein­
führung einer neuen Schutzmaß­
nahme durch die Kommission bestä-

1 — Siehe insbesondere Urteil vom 13. 5. 1971, Internatio­
nal Fruit Company, verbundene Rechtssachen 41 bis 
44/70, Randnummer 65, Slg. 1971, 426; Urteil vom 
5. 5. 1981, Rechtssache 112/80, Dürbeck, Randnum­
mer 39, Slg. 1981, 1095, und das oben genannte 
Edeka-Urteil. 

2 — Siehe insbesondere Urteil vom 6. 5. 1982, Rechtssache 
126/81, Wunsche, Randnummer 11, Slg. S. 1491, und 
allgemeines Urteil vom 30. Oktober 1975, Rechtssache 
23/75, Rey Soda, Randnummer 11, Slg. S. 1302. 

3 — Schlußanträge in der Rechtssache Rey Soda, Slg. 1975, 
1308. 

4 — Rechtssachen 41 bis 44/70, Slg. 1971, 411. 
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tigt und sich dabei zum einen auf 
ihre Ähnlichkeit mit einer der in 
den Grundverordnungen vorgesehe­
nen Arten von Maßnahmen gestützt 1 
und zum anderen darauf, daß sie we­
niger einschneidend war 2. 

Die Einführung einer neuen Schutzmaß­
nahme setzt also voraus, daß zumindest 
zwei zusätzliche Bedingungen erfüllt 
sind: Sie muß gleichwertig und weniger 
einschneidend als die Maßnahme sein, an 
deren Stelle sie tritt. Der von der Kom­
mission geschaffene Schutzmechanismus 
erfüllt das Erfordernis der Gleichartig­
keit nicht: Die einzige Maßnahme, mit 
der man ihn in Verbindung bringen 
könnte, ist die in Artikel 2 Absatz 1 
Buchstabe c der Verordnung Nr. 521/77 
genannte Einführung eines „Systems von 
Mindestpreisen". 

Ich bin mit der Kommission der Auffas­
sung, daß eine derartige Anknüpfung ge­
künstelt ist. Gewiß wird die Höhe des 
Zusatzbetrags ausgehend vom Geste-
hungspreis der französischen Champig­
nons berechnet; jedoch ist es nicht das 
Ziel der Erhebung des Zusatzbetrags, 
den Preis des Dritterzeugnisses auf diese 
Höhe zu bringen, da nur die für jedes 
Land festgelegten Quoten überschrei­
tende Menge mit dem Zusatzbetrag be­
lastet wird. 
Dem Schutzmechanismus liegt daher vor 
allem ein System von Quoten zugrunde, 
deren Einhaltung durch die Erhebung 
eines abschreckenden Zusatzbetrags ge­
währleistet wird; trotz dieses Merkmals 
kann man ihn insoweit nicht den klassi­
schen Maßnahmen der Aussetzung oder 
der Einstellung der Einfuhren gleichstel­
len 3, als er die herkömmlichen Handels­
ströme erhält 4. 

Es handelt sich daher um eine Maß­
nahme sui generis, die als solche nicht auf 
Artikel 2 Absatz 1 gestützt werden kann. 
Diese Vorschrift, die gemäß Artikel 14 
Absatz 2 der Verordnung Nr. 516/77 er­
lassen worden ist, ermächtigt die Kom­
mission, die dort festgelegten geeigneten 
Schutzmaßnahmen zu ergreifen. Bei der 
Ausübung des ihr zuerkannten Ermes­
sens muß sie sich folglich an die durch 
die Grundregelung eingeführte Typolo­
gie halten: Sie kann andere Maßnahmen 
erlassen, allerdings nur unter der Vor­
aussetzung, daß sie eine weniger ein­
schneidende „Variante" der durch den 
Rat bezeichneten Maßnahmen darstellen. 
Sie kann dagegen, ohne über den Rah­
men ihrer Ermächtigung hinauszugehen, 
keine atypische Schutzmaßnahme schaf­
fen. Sie haben im übrigen für auf Artikel 
115 EWG-Vertrag gestützte Schutzmaß­
nahmen entschieden, daß diese, da sie 
von den Artikeln 9 und 30 EWG-Vertrag 
abweichen, „eng auszulegen und anzu­
wenden" sind 5. Diese Entscheidung läßt 
sich meiner Ansicht nach auf den vorlie­
genden Fall übertragen; sie setzt zumin­
dest voraus, daß die Kommission sich 
der Beachtung des Willens, den der Rat 
zum Ausdruck gebracht hat, nicht ent­
ziehen kann; anderenfalls würde die 
praktische Wirksamkeit des Artikels 2 
Absatz 1 zunichte gemacht. Diese Schluß­
folgerung ist um so mehr geboten, wenn 
man sich auf das Gebiet des Artikels 13 
Absatz 2 der Verordnung Nr. 516/77 
begibt. 

1.2.2. Nach Auffassung der Firma 
Wünsche behält diese Vorschrift die Zu­
ständigkeit zur Einführung von Abgaben 
gleicher Wirkung im Handel mit Dritt­
ländern ausschließlich dem Rat vor: Die 
Kommission sei folglich nicht dafür zu­
ständig gewesen, auf Einfuhren, die über 1 — Randnummer 63, S. 426. 

2 — Randnummer 64 und 65, S. 426. 
3 — Artikel 2 Absatz 1 Buchstabe a der Verordnung 

Nr. 521/77. 
4 — Dritte Begründungserwägung [der Verordnung 

Nr. 3429/80]. 

5 — Urteil vom 23. 11. 1971, Rechtssache 62/70, Bock, 
Randnummer 14, Slg. S. 897; Urteil vom 8. 4. 1976, 
Rechtssache 29/75, Kaufhof AG, Randnummer 5, 
Slg. S. 431. 
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die vorab festgelegten Quoten hinausgin­
gen, den streitigen Zusatzbetrag zu erhe­
ben. Ohne daß es erforderlich wäre, sich 
zu fragen, ob diese Subsumtion sich auf 
die von den Gemeinschaftsorganen ein­
geführten Beschränkungen der Freiheit 
des Handels mit den Drittländern über­
tragen läßt, ist einfach daran zu erin­
nern, daß der Gerichtshof die ausschließ­
liche Zuständigkeit der Gemeinschaft auf 
diesem Gebiet bestätigt hat 1. Diesen letz­
ten Gesichtspunkt müssen wir beachten: 
Artikel 13 der Verordnung Nr. 516/77 
bestätigt erneut eindeutig die durch Ihre 
Rechtsprechung aufgestellten Grund­
sätze. Welchem Organ räumt er aber die 
Zuständigkeit für die Einführung von 
Beschränkungen der Freiheit des Han­
dels mit den Drittländern ein? 

a) Das generelle Verbot, das dem 
Grundsatz nach in Artikel 13 Absatz 2 
aufgestellt wird, richtet sich an die Mit­
gliedstaaten, wie die Absätze 3 und 4 
dieser Vorschrift zeigen. Die Befugnis, 
davon abzuweichen, steht nur dem Rat 
zu: Ihm kommt die Aufgabe zu, einem 
Mitgliedstaat oder der Gemeinschaft zu 
erlauben, Beschränkungen der Freiheit 
des Handels mit den Drittländern einzu­
führen. 

b) Nach Artikel 13 Absatz 2 gilt das 
Verbot nämlich 

— „vorbehaltlich anderslautender Bestim­
mungen dieser Verordnung": 
So dürfen die Mitgliedstaaten nach 
Artikel 13 Absatz 3 bis 5 nationale 
Beschränkungen der Einfuhr von Er­
zeugnissen aus Drittländern entweder 
auf Dauer oder bis zum Erlaß einer 
Verordnung des Rates beibehalten. 
Artikel 2 führt eine Abschöpfung 
„zusätzlich zu dem Zollsatz ein" und 

Artikel 3 einen „Mindestpreis für die 
Einfuhr" von anderen Erzeugnissen 
als Champignonkonserven. Kann man 
Artikel 14 als eine allgemeine Aus­
nahmebestimmung ansehen, wie die 
Kommission behauptet? Es ist ledig­
lich festzustellen, daß diese Vor­
schrift, die die Möglichkeit eröffnet, 
unter bestimmten Voraussetzungen 
die Freiheit des Handels mit Drittlän­
dern einzuschränken, erneut von dem 
Grundsatz der ausschließlichen Zu­
ständigkeit des Rates ausgeht, wobei 
die Kommission nur tätig wird, um in 
einer bestimmten Situation den einen 
oder den anderen Typ der in den 
Grundverordnungen vorgesehenen 
Schutzmaßnahmen konkret anzu­
wenden. 

— „oder vorbehaltlich einer vom Rat... 
beschlossenen Ausnahme": 
So ist in einer Verordnung des Rates 
die Befugnis vorgesehen, die Ertei­
lung einer Einfuhrlizenz von einer 
zusätzlichen Förmlichkeit abhängig 
zu machen, während die Durchfüh­
rungsbestimmungen von der Kom­
mission festgelegt worden sind 2; die 
Verordnung, mit der der Rat den 
wesentlichen Inhalt des von der 
Kommission geschaffenen streitigen 
Schutzsystems übernommen hat, ist 
ausdrücklich auf Artikel 13 Absatz 2 
gestützt; die Kommission wird tätig, 
um ihre Durchführung sicherzustel­
len 3. 

Nach all diesen Überlegungen ist es al­
lein Sache des Rates, sowohl nationale 
als auch gemeinschaftliche Beschränkun-

1 — Urteil vom 1. 7. 1969, verbundene Rechtssachen 2 und 
3/69, Diamantarbeiders, Sig. S. 211; Urteil vom 13. 12. 
1973, verbundene Rechtssachen 37 und 38/73, Dia­
mantarbeiders, Randnummern 22 bis 25, Slg. S. 1609. 

2 — Verordnung Nr. 1203/80 vom 13. Mai 1980 zur 
Abweichung von der Verordnung Nr. 516/77 (ABl. 
L 122 vom 15. 5. 1980, S. 3) und Verordnung 
Nr. 1218/80 vom 14. Mai 1980 (ABl. Nr. 122 vom 
15. 5. 1980, S. 34). 

3 — Verordnung Nr. 1796/81 (Artikel 6), a. a. O., und Ver­
ordnung Nr. 3433/81 der Kommission vom 26. No­
vember 1981, ABl. L 346 vom 2. 12. 1981, S. 5. 
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gen der Freiheit des Handels mit Dritt­
ländern vorzusehen, wen sie zum Schutz 
des gemeinsamen Marktes für Obst und 
Gemüse erforderlich sind. Die Kommis­
sion hat somit dadurch, daß sie sich — 
wenn auch nur vorläufig — bei der Ein­
führung einer neuartigen Schutzmaß­
nahme an die Stelle des Rates gesetzt 
hat, die Grenzen ihrer Ermächtigung 
überschritten und zum einen gegen Arti­
kel 13 Absatz 2 der Verordnung Nr. 
516/77, zum anderen gegen Artikel 2 
Absatz 1 der Verordnung Nr. 521/77 
verstoßen. Allgemeiner gesehen hat sie in 
die Zuständigkeitsverteilung eingegriffen, 
die sich aus den Vorschriften des EWG-
Vertrags selbst ergibt: Nach Artikel 40 
Absatz 3 und Artikel 43 Absatz 3 ist dem 
Rat die Zuständigkeit vorbehalten, „alle 
zur Durchführung des Artikels 39 erfor­
derlichen Maßnahmen" festzulegen, die 
eine gemeinsame Marktorganisation um­
fassen kann, was sich insbesondere auf 
die Maßnahmen zur Beschränkung der 
Einfuhr von Erzeugnissen aus Drittlän­
dern bezieht. Ausgehend von all diesen 
Überlegungen komme ich daher zu der 
Schlußfolgerung, daß die Verordnung 
Nr. 3429/80 der Kommission ungültig 
ist. 

Die Prüfung des sonstigen Vorbringens 
der Parteien ist daher nicht erforderlich. 
Hilfsweise werde ich mich kurz mit ihm 
befassen. 

1.2.3. Die Kommission macht geltend, 
daß durch die streitige Verordnung ein­
geführte Schutzsystem sei weniger ein­
schneidend. Man kann in der Tat die 
Auffassung vertreten, daß die Kombina­
tion Quote/Zusatzbetrag für die Einfuh­
ren von Champignonkonserven aus Dritt­
ländern weniger einschneidend wirkt als 
die anderen ausdrücklich in Artikel 2 
Absatz 1 der Verordnung Nr. 521/77 
vorgesehenen Arten von Schutzmaßnah­
men. Dabei möchte ich jedoch hervorhe­
ben, daß die Kommission und die Firma 

Wünsche die wirtschaftlichen Folgen der 
Erhebung des Zusatzbetrags dennoch un­
terschiedlich beurteilt haben. Ohne daß 
es erforderlich wäre, sich mit den Einzel­
heiten dieses Meinungsstreits zu befas­
sen, genügt es, die folgenden Punkte 
hervorzuheben: 

a) Die für alle Drittländer für das erste 
Quartal 1981 festgesetzte Quote beläuft 
sich auf 26 % der zwischen Januar und 
November 1980 nach der Einfuhrlizenz­
regelung durchgeführten Einfuhren; es 
ist im übrigen festzustellen, daß die 
Höhe dieser Quote für das erste Quartal 
des Jahres 1981 etwas weniger als ein 
Viertel der auf 34 750 t festgesetzten 
endgültigen Jahresquote ausmacht, wie 
es sich aus der Verordnung Nr. 1796/81 
des Rates 1 ergibt. Diese Zahlen zeigen, 
daß die Kommission die Einfuhren ga­
rantieren wollte, die den herkömmlichen 
Handelsströmen entsprechen; die von 
der Kommission eingeführte Schutzmaß­
nahme erscheint daher weniger ein­
schneidend als eine Aussetzung und — a 
fortiori — eine gänzliche oder teilweise 
Einstellung der Lizenzerteilung, um so 
mehr, als die Quote zumindest theore­
tisch immer noch unter der Vorausset­
zung überschritten werden kann, daß der 
Zusatzbetrag entrichtet wird. 

b) Die wirtschaftlichen Auswirkungen 
des Zusatzbetrags sind unterschiedlich 
ausgelegt worden: Die Firma Wünsche 
hat insbesondere geltend gemacht, die 
Kosten, die durch die Erhebung des Zu­
satzbetrags bei Einfuhren entstünden, die 
über das vorab festgesetzte Kontingent 
hinausgingen, seien so horrend, daß im 
Ergebnis jede Einfuhr über die Quote 
hinaus unmöglich werde. Die Kommis­
sion räumt ein, daß Anträge auf Er­
teilung von Lizenzen über die Quoten 
hinaus nur für ganz geringe Mengen ge-

1 — Artikel 3 und 7. 
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stellt worden seien (1 t im ersten Quartal 
1981), wenn man von den Anträgen der 
Firma Wünsche absehe. Im übrigen seien 
die Quoten selbst nicht von allen Län­
dern ausgeschöpft worden 1, und der 
Zusatzbetrag sei so berechnet worden, 
daß die unmittelbar bedrohten Gemein­
schaftserzeugnisse dadurch geschützt 
worden seien, daß die Einfuhren, die 
über das in der Verordnung festgelegte 
Kontingent hinausgingen, auf ein Preis­
niveau gebracht worden seien, das so 
hoch sei, daß dieser Betrag mehr als die 
Hälfte des Endverkaufspreises ausmache. 

Die Kommission ist jedoch der Auffas­
sung, daß dieses System, das für die Im­
porteure die kaufmännischen Risiken 
ausschließe, die sich aus einer vollstän­
digen oder teilweisen Schließung des 
Marktes im Laufe des Jahres ergeben, 
den Wirtschaftsteilnehmern bessere Mög­
lichkeiten biete, wirtschaftlich vorauszu-
planen. Es sei anpassungsfähiger als die 
herkömmlichen Schutzmaßnahmen, da 
der Zusatzbetrag selbst angepaßt werden 
könne; schließlich wirke dieser gewiß ab­
schreckend, dies entspreche aber gerade 
dem angestrebten Ziel: die Einhaltung 
des Einfuhrkontingents zu garantieren 
und gleichzeitig zeitweilige Unterbre­
chungen bei der Beschaffung zu vermei­
den, die die herkömmlichen Handels­
ströme beeinträchtigen könnten. 

Meiner Ansicht nach macht die Kommis­
sion mit Recht geltend, daß das von ihr 
geschaffene System weniger einschnei­
dend sei, und hebt dabei vor allem die 
Quotenregelung hervor, die durch dieses 
System eingeführt wird und zu dem der 
Zusatzbetrag im Ergebnis nur ein Annex 
ist: Wenn die Höhe dieses Betrages als 
horrend erscheint, so liegt dies daran, 
daß er pauschal mit dem Ziel der Ab­
schreckung festgesetzt worden ist. 

Die Tatsache, daß die Wirkung weniger 
einschneidend ist, genügt jedoch für sich 
allein noch nicht, um die Einführung des 
streitigen Schutzmechanismus zu recht­
fertigen: Die Kommission muß zum 
einen eine geeignete Maßnahme erlassen 
und zum anderen die Situation auf dem 
in Frage stehenden Markt zutreffend 
beurteilt haben. 

2. Rechtfertigte die Marktlage den Er­
laß der streitigen Maßnahme? (Unange­
messene Maßnahme und offenkundig 
fehlerhafte Beurteilung). 

Da es darum geht, zu beurteilen, ob die 
Maßnahme dem von der Kommission 
verfolgten Ziel angemessen ist, kann ich 
auf die Ausführungen verweisen, die ich 
bereits zu der Frage gemacht habe, ob 
die von der Kommission eingeführte 
Schutzmaßnahme weniger einschneidend 
ist. Im vorliegenden Fall entspricht der 
von der Kommission geschaffene Schutz­
mechanismus dem Erfordernis der Ver­
hältnismäßigkeit insoweit, als er die her­
kömmlichen Handelsströme erhält und 
gleichzeitig den Markt der Gemeinschaft 
schützt. 

Im übrigen räumt der Gerichtshof — wie 
ich bereits hervorgehoben habe — der 
Kommission in bezug auf die tatsäch­
lichen Voraussetzungen, die die Grund­
regelung für einen Rückgriff auf die 
Schutzklausel aufstellt, einen weiten 
Beurteilungsspielraum ein. Nach der 
Rechtsprechung des Gerichtshofes muß 
die Kommission nämlich „die Grenzen 
des ihr auf diesem Gebiet eingeräumten 
Spielraums bei der Beurteilung wirt­
schaftlicher Gegebenheiten offensichtlich 
und erheblich überschritten" haben 2. 
Die Kontrolle des Gerichtshofes wird 
sich dabei insbesondere auf die Kriterien 
erstrecken, aus denen sich ein Ge-

1 — Verordnung Nr. 871/81 vom 1. April 1981 (ABl. L 88 
vom 2. 4. 1981, S. 22). 

2 — Urteil vom 28. 10. 1982, Rechtssache 52/81, Faust, 
Randnummer 9, Slg. S. 3745. 
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samteindruck der Lage auf dem betroffe­
nen Markt ergibt (Umfang und Entwick­
lung der Einfuhren und der Lagerbe­
stände, Entwicklung der Preise der Ge­
meinschaftserzeugnisse und der aus Dritt­
ländern eingeführten Erzeugnisse) und 
nach denen die Kommission sich zu rich­
ten hat 1. 

Muß man deshalb davon ausgehen, wie 
die Kommission in ihren Erklärungen 
vorträgt, daß irgendeines der Kriterien, 
zu deren Berücksichtigung sie verpflich­
tet ist, für sich allein die erlassene Maß­
nahme rechtfertigen kann? Ich habe be­
reits in einer anderen Rechtssache 2 aus­
geführt, daß meiner Ansicht nach die ge­
nannten Voraussetzungen einander inso­
weit ergänzen, als sie auf miteinander im 
Zusammenhang stehende Wirtschaftsdaten 
abstellen. Insbesondere die Zusammen­
fassung der vier durch die Grundverord­
nungen aufgestellten Kriterien ermög­
licht eine Gesamtschau der Marktlage. 
Wenn die Kontrolle des Gerichtshofes 
vollständig sein soll, dann muß sie sich 
auf alle wirtschaftlichen Beurteilungskri­
terien erstrecken, die die Kommission 
beim Erlaß von Schutzmaßnahmen zu­
mindest in Betracht ziehen muß. Ich 
werde daher die in Artikel 1 der Verord­
nung Nr. 521/77 des Rates aufgestellten 
Voraussetzungen nacheinander prüfen: 
den Umfang der Einfuhren, die verfüg­
baren Mengen und die Preise. 

2.1. Der Umfang der Einfuhren 

Unstreitig gingen die im Jahr 1980 einge­
führten Mengen über den Gesamtum­
fang der Einfuhren im Jahr 1979 hinaus 
(35 700 t gegenüber 29 741 t). 

Nach Ansicht der Firma Wünsche beruht 
diese Steigerung auf einer Wiederauf­
nahme der durch frühere Schutzmaßnah­

men unterbrochenen Handelsbeziehun­
gen mit Taiwan und Korea 3. Meiner An­
sicht nach ist es vor allem wichtig, die 
aufgezeigte Steigerung mit den Schwie­
rigkeiten in Verbindung zu bringen, auf 
die die Kommission bei der Verlänge­
rung von Selbstbeschränkungsabkommen 
mit bestimmten Drittländern und insbe­
sondere mit der Volksrepublik China ge­
stoßen ist, die bei weitem das wichtigste 
Lieferland der Gemeinschaft ist (mehr als 
70 % der Einfuhren aus Drittländern). 
Die Kommission trägt zu Recht vor, auf­
grund dieser Lage habe sich voraussehen 
lassen, daß die Entwicklungstendenz, die 
sich im Jahr 1980 gezeigt habe, sich im 
Jahr 1981 fortsetzten, ja sogar verstärken 
werde. 

Auch die Firma Wünsche trägt vor, für 
die Einfuhr von Champignonkonserven 
aus Drittländern in die Gemeinschaft 
gelte seit 1978 ein dauerndes Schutz­
system mit der Folge, daß sich die Kom­
mission wegen des dadurch geschaffenen 
Überwachungssystems nicht mehr auf die 
Lage auf dem Markt berufen könne, um 
neue Maßnahmen einzuführen. Ich bin 
im Gegenteil der Auffassung, daß Stö­
rungen, die sich aus der Nichtbeachtung 
der durch die Kommission aufgestellten 
Steuerungsgrundsätze ergeben, um so 
schwerer wiegen, als sie einen kontrol­
lierten Markt betreffen. 

Die Kommission hat meiner Meinung 
nach daher von ihrem Beurteilungsspiel­
raum den richtigen Gebrauch gemacht, 
als sie davon ausging, daß die vorausseh­
bare Entwicklung des Umfangs der Ein­
fuhren eine erhebliche Marktstörung 
hervorrufen könne. 

2.2. Die auf dem Markt der Gemeinschaft 
verfiigbaren Mengen 

Die Kommission macht geltend, es habe 
hohe Lagerbestände gegeben; in Frank-

1 — Artikel I der Verordnung Nr. 521/77, a. a. 0. 

2 — Rechtssache 126/81, Slg. 1982, 1496. II. 1. 3 — Siehe das bereits genannte Edeka-Urteil. 
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reich und in den Niederlanden, den 
hauptsächlichen Erzeugerländern in der 
Gemeinschaft, hätten diese Bestände sich 
im Dezember 1980 auf 28 500 t ge­
genüber 18 800 t im Jahr 1979 belaufen. 

a) Die Firma Wünsche trägt vor, zu 
der gleichen Zeit habe sie einer wahren 
Mangelsituation gegenübergestanden, die 
sie daran gehindert habe, sich bei den 
französischen und den niederländischen 
Erzeugern einzudecken, und dies trotz 
der Steigerung der Ausfuhren in die 
Gemeinschaft von Frankreich und den 
Niederlanden aus. Sie folgert daraus, 
daß diese Situation gerade darauf be­
ruhe, daß die Höhe der Lagerbestände 
nicht ausgereicht habe, um die Nach­
frage des Handels zu befriedigen. 

b) Die Firma Wünsche kann jedoch 
nicht bestreiten, daß die französischen 
und die niederländischen Lagerbestände 
während des Jahres 1980 im Durch­
schnitt höher als im Jahr 1979 waren, 
wobei ihr Anwachsen sich bis zum No­
vember beschleunigte; im Dezember la­
gen sei jedenfalls über dem erreichten 
Niveau. In Frankreich nahm der Duch-
schnitt der Lagerbestände bis in das Jahr 
1981 hinein nicht ab. In den Niederlan­
den sind die statistischen Angaben noch 
aufschlußreicher: Der durchschnittliche 
Lagerbestand betrug im Jahr 1979 unge­
fähr 3 000 t, dann 5 000 t bis zum Ok­
tober 1980, als er 12 000 t erreichte; im 
Laufe des Jahres 1981 ging der Durch­
schnitt nach und nach auf 5 000 t im 
Monat zurück. 

Schwierigkeiten beim Absatz der Erzeug­
nisse waren also abzusehen; die Klägerin 
weist selbst darauf hin, daß Frankreich 
trotz der Steigerung seiner Verkäufe im 
Jahr 1980 die durch eine sehr hohe Er­
zeugung im Jahr 1979 entstandenen 
Überschüsse nicht habe abbauen können. 

Diese Gesichtspunkte sind meiner An­
sicht nach ausreichend, um davon auszu­
gehen, daß die Kommission die Entwick­
lung der verfügbaren Mengen auf dem 
Markt der Gemeinschaft richtig beurteilt 
hat. 

2.3. Preis der Champignonkonserven auf 
dem Markt der Gemeinschaft 

Der Preis ist ausgehend vom deutschen 
Markt zu beurteilen, der 95 % der Ein­
fuhren von Champignonkonserven in die 
Gemeinschaft aufnimmt. Die von der 
Kommission und von der Firma Wün­
sche jeweils vorgelegten Statistiken über 
die Preisentwicklung bei inländischen 
Erzeugnissen und bei Erzeugnissen aus 
Drittländern beziehen sich entweder auf 
verschiedene Arten von Erzeugnissen 
oder auf Erzeugnisse unterschiedlicher 
Herkunft (Frankreich oder Nieder­
lande); die Preise sind einmal in DM, 
einmal in FF, einmal pro Dose und ein­
mal pro Kilogramm ausgedrückt. Es ver­
steht sich von selbst, daß die daraus 
abgeleiteten Schlußfolgerungen häufig 
widersprüchlich sind: 

a) Nach Auffassung der Firma Wün­
sche ist im Jahr 1980 sowohl der Preis 
der Gemeinschaftserzeugnisse als auch 
der Preis der eingeführten Erzeugnisse 
gestiegen; dieser sei dadurch weniger 
wettbewerbsfähig geworden. 

b) Nach Meinung der Kommission ist 
dagegen der Preis der aus der Gemein­
schaft stammenden Champignonkonser­
ven im Laufe des Jahres 1980 gesunken, 
während die Preise von Erzeugnissen aus 
Drittländern während dieses Jahres im 
Durchschnitt niedriger als der Gemein­
schaftspreis geblieben seien und dadurch 
ihren Wettbewerbsvorteil behalten hät­
ten. 
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Die Prüfung der verschiedenen Unterla­
gen, die beigebracht worden sind, und 
insbesondere die Auswertung der statisti­
schen Tabellen lassen die Schlußfolge­
rung zu, daß die Entwicklung der Preise 
der Gemeinschaftserzeugnisse im Laufe 
des Jahres 1980 eindeutig eine sinkende 
Tendenz zeigt, und dies trotz der Infla­
tionsrate. Demgegenüber ist bei dem 
Preis der aus Drittländern eingeführten 
Erzeugnisse eine relative Steigerung fest­
zustellen, die diesen Preis im Durch­
schnitt auf dem Niveau der Preise der 
Gemeinschaftserzeugnisse hält. Die 
Kommission stand also Ende Dezember 
1980 auf dem Markt der Gemeinschaft 
einer Depression gegenüber. Es bestand 
um so mehr die Gefahr einer Verstär­
kung dieser Tendenz, als der Geste-
hungspreis der französischen Erzeugnisse 
nach Angabe der Kommission im Durch­
schnitt höher als der Verkaufspreis dieser 
Erzeugnisse war. Wie widersinnig die 
längere Aufrechterhaltung einer solchen 
defizitären Situation auch sein mag, so 
kann man doch, wenn man die verschie­
denen Statistiken über die Preise, über 
die voraussehbare Steigerung der Einfuh­
ren und über das Vorhandensein zu ho­
her Lagerbestände gegenüberstellt, zu 
der Auffassung gelangen, daß die festge­
stellte Störung auf dem Markt der Ge­
meinschaft sich im Jahre 1981 noch zu 
verstärken drohte. 

Aufgrund aller dieser Gesichtspunkte 
und trotz der zu pauschalen Angaben 
der Kommission hat diese bei der Be­
urteilung der Marktlage wohl keinen 
schweren und offenkundigen Fehler be­
gangen, der zu einer Ungültigkeit der 
Verordnung Nr. 3429/80 führen könnte. 

IV — Ande re r ech t l i che Ge ­
s i ch t spunk te 

Die Firma Wünsche hat zwei verfahrens­
rechtliche Fragen aufgeworfen: 

1. Welches Gericht ist für die Beurtei­
lung der wirtschaftlichen Tatsachen zu­
ständig, die der angefochtenen Schutz­
maßnahme zugrunde liegen? Nach Auf­
fassung der Klägerin im Ausgangsverfah­
ren fällt diese Aufgabe aufgrund der sich 
aus Artikel 177 EWG-Vertrag ergeben­
den Aufgabenverteilung dem innerstaat­
lichen Gericht zu. 

a) Ich kann mich dieser Argumenta­
tion, die durch die Rechtsprechung des 
Gerichtshofes im übrigen wieder bestä­
tigt worden ist, nur anschließen: Im 
Rahmen eines Vorabentscheidungsersu­
chens ist es Sache des vorlegenden Ge­
richts, die Sachaufklärung im Ausgangs­
rechtsstreit durchzuführen, während es 
die ausschließliche Aufgabe des Gerichts­
hofes ist, das Gemeinschaftsrecht aus­
zulegen oder seine Gültigkeit zu beur­
teilen 1. 

b) Der Gerichtshof muß natürlich, um 
diese Zuständigkeit in vollem Umfang 
ausüben zu können, so umfassend wie 
möglich unterrichtet werden: Dieses Er­
fordernis zeigt sich insbesondere bei der 
Prüfung der Gültigkeit einer von der 
Kommission eingeführten Schutzmaß­
nahme; in einem solchen Fall ist die 
Kommission verpflichtet, dem Gerichts­
hof die ausschlaggebenden Wirtschafts­
daten zu allen Kriterien vorzulegen, auf 
die sich ihre Entscheidung stützt. Sie er­
möglicht es dadurch dem Gerichtshof, 
die Rechtmäßigkeit der streitigen Maß­
nahme tatsächlich zu überprüfen. 

2. Wer trägt die Beweislast? Die Kläge­
rin im Ausgangsverfahren ist der Auffas­
sung, aufgrund des Ausnahmecharakters 
der Schutzmaßnahme trage die Kommis-

1 — Urteil vom 29. 4. 1982, Rechtssache 17/81, Pabst & 
Richarz, Randnummer 12, Slg. S. 1346; Urteil vom 
1.4.1982, verbundene Rechtsssachen 141 bis 143/81, 
Holdijk, Randnummer 6, Slg. S. 1311 und 1312. 

2025 



SCHLUSSANTRÄGE DER FRAU ROZÈS — RECHTSSACHE 345/82 

sion die Beweislast. Ich bin jedoch der 
Auffassung, daß es nicht Sache des Ge­
richtshofes ist, im Rahmen eines Vor-
abentscheidungsverfahres, das zu einem 
innerstaatlichen Rechtsstreit hinzu­

kommt, über eine Frage zu entscheiden, 
die ausschließlich zum innerstaatlichen 
Verfahrensrecht gehört und daher in die 
Zuständigkeit des vorlegenden Gerichts 
fällt. 

Aufgrund dieser Überlegungen beantrage ich, auf die Frage des Verwal­
tungsgerichts Frankfurt für Recht zu erkennen : 

Die Verordnung Nr. 3429/80 vom 29. Dezember 1980 zum Erlaß der bei 
der Einfuhr von Champignonkonserven anwendbaren Schutzmaßnahmen ist 
ungültig. 
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